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Asylrecht außer Kraft gesetzt
Systematischer Rechtsbruch an den europäischen Außengrenzen – ein Bericht von der European Conference on Asylum

der hohe massive Grenzzaun an der polnisch-belarussischen Grenze setzt auf abschreckung.

Die Beiträge auf dieser Seite 
kommen vom Institut für 
Kirche und Gesellschaft 
(IKG) der Evangelischen 
Kirche von Westfalen.

der Krieg russlands gegen die uk-
raine rückt auch die Grenze Polens 
zu Belarus in den Blick. die abrie-
gelung der Grenze geht zu lasten 
der flüchtenden aus der ukraine. 
ihre lage wird schwieriger.

Von SebaStian PöPPe

Die diesjährige European Confe-
rence on Asylum Mitte Oktober in 
Warschau hat einen besonderen 
Fokus auf die Situation in Polen 
und an der polnisch-belarussi-
schen Grenze gelegt. In Polen zeigt 
sich besonders eindrücklich die 
Ungleichbehandlung von Geflüch-
teten an den Außengrenzen der 
EU. Während Geflüchtete aus der 
Ukraine, rechtlich geregelt über die 
sogenannte Massenzustromricht-
linie der EU, eine begrüßenswerte 
Unterstützung und (zumindest vo-
rübergehende) rechtliche Absiche-
rung erhalten, gilt für Geflüchtete 
aus anderen Regionen das genaue 
Gegenteil. Ihnen werden grund-
legende Rechte systematisch ver-
wehrt. 

Vom Militär streng 
bewacht

Durch den Bau eines mehr als 
fünf Meter hohen und 186 Kilo-
meter langen Zauns entlang der 
polnisch-belarussischen Grenze 
setzt die polnische Regierung ih-
ren Fokus auf Abschreckung. Der 
durch Grenzschutz, Polizei und 
Militär streng bewachte Grenzzaun 
stellt dabei allerdings nur die erste 
Hürde dar, mit der Menschen an 
ihrem Recht auf ein Asylverfahren 
systematisch gehindert werden sol-
len. Wenn es Menschen trotz des 
gesicherten Grenzzauns auf die 
polnische Seite schaffen und um 
internationalen Schutz bitten, wird 
ihnen das durch illegale Pushbacks 
ebenfalls systematisch verwehrt. 

Bei einem Besuch des (nach 
wie vor geschlossenen) Grenz-

übergangs Kuznica berichtete der 
polnische Grenzschutz selbst von 
Pushbacks, die von ihnen beschö-
nigend „redirections“ (übersetzt: 
Umleitungen) genannt wurden. 
Über 40 000 dieser „redirections“ 
haben sie nach eigenen Angaben in 
den vergangen zwei Jahren durch-
geführt. Und das, obwohl sie so-
wohl nach polnischem Recht sowie 
nach EU-Recht verboten sind und 
darüber hinaus gegen die Genfer 
Flüchtlingskonvention verstoßen. 
Selbst die Anwesenheit von An-

wältinnen oder Aktivisten, die das 
Stellen des Asylgesuchs bezeugen 
können, schützt die Geflüchteten 
in der Regel nicht vor Pushbacks 
durch den polnischen Grenz-
schutz. Mit diesem Vorgehen setzt 
die polnische Regierung das Asyl-
recht an der Grenze weitestgehend 
außer Kraft. 

Diese Politik ist kein polnischer 
Sonderweg, sondern reiht sich 
ein in eine europäische Abschot-
tungspolitik, die an verschiedenen 
Außengrenzen der EU umgesetzt 

wird. Obwohl es sich um einen sys-
tematischen Bruch von EU-Recht 
handelt, gibt es kaum Bemühun-
gen seitens der EU dagegen vor-
zugehen. Das Gegenteil ist eher 
der Fall. Die EU fördert nicht nur 
den Bau des Grenzzauns in Polen 
(ebenso in anderen Ländern mit 
einer EU-Außengrenze), sie disku-
tiert derzeit die sogenannte Inst-
rumentalisierungsverordnung, die 
diese und weitere bisher illegalen 
Beschneidungen des Asylrechts, 
zumindest teilweise, legalisieren 

würde. Die Einführung dieser Ver-
ordnung würde nichts anderes be-
deuten, als dass die EU auf den sys-
tematischen Rechtsbruch an ihren 
Außengrenzen nicht mit dem Ver-
such der Durchsetzung des gelten-
den Rechts reagiert, sondern mit 
einer Anpassung des Rechts. Der 
systematische Bruch des Asylrechts 
könnte dadurch legalisiert werden.

l  Sebastian Pöppe ist Projektre-
ferent für humanitäre Aufnahme 
und Integration.

„rassismuskritische Organisati-
onsentwicklung in der arbeit mit 
Geflüchteten“ war der titel eines 
fachtages vom institut für Kirche 
und Gesellschaft.

Von Maren FiScher

Der Fachtag fand im Rahmen des 
vom Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, 
Flucht und Integration (MKJFGFI) 
geförderten Projekts „Aus eigener 
Kraft – Empowerment junger ge-
flüchteter Menschen beim Einstieg 
in Ausbildung und Arbeit“ statt. 90 
Teilnehmende diskutierten, wie 
eine rassismuskritische Haltung im 
eigenen (Arbeits-)Umfeld etabliert 
werden kann.

Diskriminierung und Rassismus 
sind gesellschaftliche Machtver-
hältnisse, die täglich bewusst und 
unbewusst (re-)produziert werden. 
Insbesondere die strukturelle Ver-
ankerung wird aber weiterhin tabu-
isiert. Eine Anerkennung von Ras-
sismus als gesamtgesellschaftliches 
Problem kann den Weg ebnen, um 
eine rassismuskritische Haltung zu 
entwickeln. 

Alexandra Graevskaia von der 
Universität Duisburg-Essen stell-
te anschaulich die Ergebnisse des 
IAQ-Reports zu institutionellem 

Rassismus in Behörden vor. Für 
eine rassismuskritische Organisa-
tionsentwicklung gilt es, subtil wir-
kende Selektionen und Ausschlüsse 
zu identifizieren und abzubauen. 
Auf der institutionellen Ebene be-
darf es unter anderem einer kriti-
schen Hinterfragung von Routinen, 
Entscheidungen und Verfahren, 
Supervision, Etablierung von Be-
schwerdestellen und Rassismus-
beauftragten. Auf der individuellen 
Ebene dienen auch rassismuskri-
tische Fortbildungen, in deren 

Zentrum das „Identifizieren“ und 
„Verlernen“ von rassistischen Wis-
sensbeständen und Routinen ste-
hen, als Ansatz für Veränderungen.    

Wie Veränderungsprozesse im 
eigenen (Arbeits-) Umfeld gelingen 
können, erläuterte die Referentin 
Sabrina Rahimi, Trainerin für Ras-
sismuskritik und Empowerment. 
Leitfragen auf dem Weg sind hier: 
„Wie diskriminierungssensibel ist 
meine Organisation?“, „Gibt es 
Ressourcen für Diversitätsarbeit?“, 
„Welchen Beitrag kann ich leis-

ten?“, „Wer sind meine Mitstreiten-
den“ und „Welche Rolle spielt die 
Leitung bei Veränderungsprozes-
sen?“. 

Nach einer Workshopphase 
wurden die Ergebnisse des Tages 
in der abschließenden Podiums-
diskussion mit Agnes Heuvelmann, 
Referats leiterin im NRW-Ministeri-
um für Kinder, Familien, Flüchtlin-
ge und Integration, erörtert. Es sei 
wichtig, die Leitungsebene mit in 
den Entwicklungsprozess einzu-
binden, damit einzelne Mitarbei-

tende, die vielleicht sogar selbst 
von Rassismus betroffen sind, nicht 
allein für das Thema verantwort-
lich sind. Mahnend wurde darauf 
hingedeutet, dass der rassismus-
kritische Diskurs häufig sehr the-
oretisch geführt werde und daher 
die Gefahr bestehe, dass er an der 
Lebensrealität vieler geflüchteter 
Menschen vorbeigehe. Daher müs-
se darauf geachtet werden, auch 
Geflüchtete selbst in den Entwick-
lungsprozess mit einzubeziehen.

Das Institut für Kirche und Ge-
sellschaft, Träger des Projekts, 
nimmt die Anregungen des Fach-
tages sehr ernst. Mitarbeitende des 
Instituts haben im November eine 
rassismuskritische Fortbildung ab-
solviert. 

l  Maren Fischer ist Assistentin 
im Projekt „Aus eigener Kraft – Em-
powerment junger geflüchteter 
Menschen beim Einstieg in Ausbil-
dung und Arbeit“.

Aus eigener Kraft – geflüchtete Menschen unterstützen
Strategien gegen Rassismus im Umgang mit Geflüchteten

Fo
to

: d
dp

-im
ag

es
/S

OP
A 

Im
ag

es
Fo

to
: e

pd
-b

ild
/M

at
th

ia
s 

Ri
et

sc
he

l

eine gute ausbildung ermöglicht Geflüchteten ein ankommen in der Gesellschaft.


